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Deutscher Bundestag
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26. Sitzung
Berlin, Mittwoch, den 3. März 2010

Tagesordnungspunkt 2:

Fragestunde
(Drucksache 17/839) ......................................

Anlage 30

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Christoph Bergner auf die Fragen der Abgeordneten Ulla Jelpke (DIE
LINKE) (Drucksache 17/839, Fragen 60 und 61):

Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, dass vonseiten des Instituts für Zeitgeschichte Professor Dr.
Manfred Kittel organisatorisch und inhaltlich für die Vorstudie zur Verbandsgeschichte des Bundes der Vertriebenen,
BdV, verantwortlich war, der dann zum Gründungsdirektor der Stiftung „Flucht, Vertreibung, Versöhnung“ ernannt
wurde, die wesentlich auf das Betreiben des BdV zurückzuführen ist?

Seit wann war der Bundesregierung bekannt, dass der Gründungsdirektor der Stiftung „Flucht, Vertreibung, Versöh-
nung“, Professor Dr. Manfred Kittel, vonseiten des Instituts für Zeitgeschichte an der Machbarkeitsstudie zur
Verbandsgeschichte des BdV beteiligt war, und hat diese Tatsache eine Rolle bei der Bestellung zum
Gründungsdirektor gespielt?

Zu Frage 60:

Die Vermutung, dass Professor Dr. Manfred Kittel inhaltlich für die „Machbarkeitsstudie für ein
prosopographisches – gruppenbiografisches – Projekt über Lebensläufe von Präsidialmitgliedern des
Bundes der Vertriebenen“ verantwortlich gewesen sei, trifft nicht zu.

Inhaltlich verantwortlich für die 2008 fertiggestellte interne Machbarkeitsstudie ist Matthias Lempart,
der diese als externer Mitarbeiter des IfZ aufgrund eines Honorarvertrags erstellt hat. Professor Dr.
Kittel war im Rahmen seiner dienstlichen Aufgaben im Institut für Zeitgeschichte für die Betreuung des
genannten Projektes zuständig; diese Betreuung beinhaltete die Koordinierung des Projektes, die
auch – wie bei allen Projekten des Instituts für Zeitgeschichte üblich – mit wissenschaftlichen
Beratungsaufgaben betreffs Projektdesign, Literatur- und Quellenrecherchen etc. verbunden war.
Professor Dr. Kittel hat auf den Inhalt dieser Studie, die lediglich als Ausgangspunkt für – inzwischen
durchgeführte – weitere Forschungsarbeiten diente, keinen Einfluss genommen.

Mit der Berufung von Professor Dr. Kittel zum Direktor der Stiftung „Flucht, Vertreibung,
Versöhnung“ steht die Machbarkeitsstudie in keinem Zusammenhang.

Zu Frage 61:

Dem Bundesministerium des Innern, das die Machbarkeitsstudie gefördert hat, war die Bearbeitung
durch einen externen Mitarbeiter, der organisatorisch von Professor Dr. Kittel betreut wurde, seit
Herbst 2007 bekannt.

Dem für die Stiftung „Flucht, Vertreibung, Versöhnung“ zuständigen Beauftragten der
Bundesregierung für Kultur und Medien war die Machbarkeitsstudie nicht bekannt und sie war nicht
Gegenstand der Auswahl und Berufung von Professor Dr. Kittel zum Direktor der Stiftung.
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Anlage 31

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Christoph Bergner auf die Fragen der Abgeordneten Dr. Angelica
Schwall-Düren (SPD) (Drucksache 17/839, Fragen 62 und 63):

Auf welcher Grundlage fördert das Bundesministerium des Innern, BMI, das Forschungsprojekt „Gruppenbiografi-
sche Studie über die ersten Präsidialmitglieder des Bundes der Vertriebenen (BdV)“ im Kapitel 6 40 Titel 685 02 des
BMI?

Gab es für dieses Forschungsprojekt eine Ausschreibung, und nach welchen Kriterien wurde das Institut für Zeitge-
schichte, IfZ, in München/Berlin mit diesem Forschungsprojekt durch den BdV beauftragt?

Zu Frage 62:

Die Bundesregierung fördert die gruppenbiografische Studie auf der Grundlage des Haushalts-, ins-
besondere des Zuwendungsrechts sowie des Bundeshaushaltsplans. Die Förderung des Projektes
soll 2010 abgeschlossen werden; es ist vorgesehen, dass das veröffentlichungsreife Ergebnis Ende
2010 vorliegt.

Die Frage, ob und inwieweit bei Mitgliedern des ersten Präsidiums des Bundes der Vertriebenen,
BdV, und Unterzeichnern der Stuttgarter Erklärung NS-Verstrickungen und Belastungen vorlagen, ist
nach heutiger Einschätzung über die Verbandsgeschichte hinaus von allgemeinem öffentlichem
Interesse und hat Folgen für die historische Einschätzung der Politik des BdV. Sie wurde bisher
überwiegend aufgrund publizistischer Veröffentlichungen erörtert – teilweise auch von Veröffent-
lichungen mit propagandistischer Absicht wie des „Braunbuchs“ der DDR 1965/1968.

Es dient einer notwendigen Versachlichung der nationalen und internationalen Diskussion, dass
diese Frage auf wissenschaftlich abgesicherte Weise beantwortet werden kann.

Zu Frage 63:

Für die Machbarkeitsstudie wurde keine Ausschreibung vorgenommen. Der Auftrag zu dieser
Studie wurde vom Bund der Vertriebenen dem Institut für Zeitgeschichte, IfZ, erteilt, weil dieses Institut
aufgrund seines wissenschaftlichen Profils und Renommees und seiner Erfahrung für diese Aufgabe
das mit Abstand bestqualifizierte ist.

Das IfZ, 1949 als „Deutsches Institut für Geschichte der nationalsozialistischen Zeit“ gegründet –
seinen heutigen Namen trägt es seit 1952 – ist ein von Bund und Ländern gefördertes Institut der
Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz. Die Erforschung der Geschichte des
Nationalsozialismus – einschließlich Vorgeschichte und Folgen – ist nach wie vor einer seiner
zentralen Arbeitsschwerpunkte. Das Institut genießt national und international hohes Ansehen. Bei
seiner letzten Evaluation durch die Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz wurde die
Qualität seiner Arbeit als „insgesamt sehr gut, in Teilen hervorragend“ eingestuft.

Der wissenschaftliche Rang des Instituts bürgt für eine sachgerechte Bearbeitung des
gruppenbiografischen Projektes.

Anlage 32

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Christoph Bergner auf die Fragen des Abgeordneten Dr. h. c. Wolfgang
Thierse (SPD) (Drucksache 17/839, Fragen 64 und 65):

In welcher Form gab es gegebenenfalls eine inhaltliche Prüfung der sogenannten Machbarkeitsstudie des BdV zur
Aufarbeitung der NS-Vergangenheit des Bundes der Vertriebenen, bevor weitere Gelder bereitgestellt wurden, und was
ergab die Prüfung?

Warum hat das BMI auf Grundlage der sogenannten Machbarkeitsstudie des IfZ weitere 90 000 Euro genehmigt,
obwohl der eigentliche Auftrag – laut Nachrichtenmagazin Der Spiegel, Nr. 4/2010, und der Frankfurter Allgemeinen
Zeitung vom 20. Februar 2010 – nicht erfüllt wurde, und was geschieht mit den zusätzlich bereitgestellten 90 000 Euro?

Zu Frage 64:

Die vom Bund der Vertriebenen beim Institut für Zeitgeschichte als erste Projektphase in Auftrag
gegebene interne Machbarkeitsstudie hatte die Aufgabe, die für die eigentliche Untersuchung
vorzusehende Gruppe von früheren Funktionären des Bundes der Vertriebenen zu identifizieren, den
vorhandenen Kenntnisstand zu diesen Personen zu ermitteln und festzustellen, in welchem Umfang
Quellenmaterial zu diesen Personen für die eigentliche Untersuchung vorlag und ob dieses Quellen-
material für eine solche Untersuchung eine ausreichende Grundlage bietet.
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Der Autor der Machbarkeitsstudie hat diese Fragen anhand der veröffentlichten – überwiegend
publizistischen – Literatur sowie durch eine erste Materialsichtung in insgesamt 13 Archiven geprüft
und festgestellt, dass zu den ausgewählten 15 Personen ausreichendes Material für eine gründliche
Untersuchung vorliegt.

Aufgrund dieses Befundes konnte die Entscheidung für die Durchführung und Förderung der
eigentlichen Untersuchung, also des Hauptprojektes getroffen werden.

Zu Frage 65:

Die Vermutung, dass der Auftrag der Machbarkeitsstudie nicht erfüllt worden sei, trifft nicht zu; ich
verweise auf die eben gegebene Antwort zu Frage 68. Die Machbarkeitsstudie enthält nicht das
Ergebnis des Projektes, sondern einen Ausgangspunkt der Untersuchung. Sie beschreibt einen
Kenntnisstand, den zu überprüfen und zu erweitern erst Aufgabe des eigentlichen Projektes ist. Auch
die in der Presse gegebenen Informationen über NS-Belastungen bei bestimmten Personen, die Ge-
genstand der Untersuchung sind, sind in dieser Machbarkeitsstudie enthalten.

Das Bundesministerium des Innern hat aufgrund des Befundes, dass die Quellenlage eine
tragfähige Grundlage bietet, die zweite Projektphase im Jahr 2009 mit 55 500 Euro gefördert. In dieser
Phase wurden die eigentlichen Archivrecherchen für das Projekt durchgeführt.

Die Förderung einer dritten und letzten Projektphase mit rund 30 000 Euro ist für 2010 vorgesehen.
Diese Phase dient der Auswertung des gesammelten Materials und der Erstellung des
Projektergebnisses, eines belastbaren und veröffentlichungsreifen Manuskripts.

Anlage 33

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Christoph Bergner auf die Fragen der Abgeordneten Petra Pau (DIE
LINKE) (Drucksache 17/839, Fragen 66 und 67):

Wie begründet die Bundesregierung die Tatsache, dass für die Aufarbeitung der Verbandsgeschichte des BdV aus
Steuergeldern fast 100 000 Euro vonseiten der Bundesregierung zur Verfügung gestellt wurden, während der BdV sich
lediglich mit 1 000 Euro an dieser Studie beteiligt (Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage
„Geschichtsaufarbeitung des Bundes der Vertriebenen“ auf Bundestagsdrucksache 17/684)?

Welche Kenntnis hat die Bundesregierung darüber, dass mit dem großen Anteil von ehemaligen NSDAP-Mitgliedern
im BdV in einem ebenfalls großen Maße rechtsextremes Gedankengut in den BdV und seine Landsmannschaften
eingezogen war, wie die Propagierung eines Geschichtsrevisionismus, der sogenannten Kriegsschuldlüge, der
rechtsextremen These vom „Kampf gegen die Umerziehung“ des deutschen Volkes durch die Siegermächte, und
welche Kenntnis hat die Bundesregierung darüber, dass der BdV und seine Landsmannschaften in ihren
Publikationsorganen offen für rechtsextreme Literatur warben?

Zu Frage 66:

Die gruppenbiografische Untersuchung über Mitglieder des ersten Präsidiums des Bundes der
Vertriebenen hat die Bundesregierung bisher mit insgesamt 68 690 Euro gefördert. Eine
Abschlussförderung in Höhe von rund 30 000 Euro ist für 2010 vorgesehen. Damit soll die dritte und
letzte Arbeitsphase des Projektes gefördert werden, in der die erhobenen Befunde ausgewertet und in
einem veröffentlichungsreifen Manuskript dargestellt werden.

Für einen höheren Anteil an den Kosten des Projektes standen beim BdV nach dessen Auskunft
keine eigenen Mittel zur Verfügung.

Die wissenschaftlich abgesicherte Klärung der Frage, ob und inwieweit bei Mitgliedern des ersten
BdV-Präsidiums und Unterzeichnern der Stuttgarter Erklärung NS-Verstrickungen und -Belastungen
vorlagen, ist von allgemeinem öffentlichen Interesse; dies begründet die Förderung des Projektes aus
dem Bundeshaushalt.

Zu Frage 67:

Nach Kenntnis der Bundesregierung liegen hinsichtlich des Bundes der Vertriebenen, BdV, keine
Anhaltspunkte für rechtsextremistische Bestrebungen vor. Der BdV ist kein Beobachtungsobjekt des
Bundesamtes für Verfassungsschutz.

Die Bundesregierung hat keine Kenntnisse darüber, wie groß der Anteil von ehemaligen NSDAP-
Mitgliedern an den Mitgliedern der im BdV zusammengeschlossenen Landsmannschaften und
Landesverbänden in den 50er- und 60er-Jahren des vorigen Jahrhunderts war. Hinsichtlich der
Mitglieder des ersten Präsidiums des BdV findet derzeit die vom Bundesministerium des Innern
geförderte, in Frage 84 angesprochene gruppenbiografische Untersuchung statt.
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Anlage 34

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Dr. Christoph Bergner auf die Fragen des Abgeordneten Steffen Bockhahn
(DIE LINKE) (Drucksache 17/839, Fragen 68 und 69):

Wie bewertet die Bundesregierung die vom Institut für Zeitgeschichte, IfZ, erstellte Machbarkeitsstudie zur Ver-
bandsgeschichte des Bundes der Vertriebenen vor dem Hintergrund, dass diese in der Presse als verharmlosend,
verfälschend und wissenschaftlichen Kriterien nicht genügend beschrieben wird?

Wie begründet die Bundesregierung den Sachverhalt, dass sie eine Vorstudie durch das IfZ, für die sie bereits
13 190 Euro bewilligt hat, mit einer Hauptstudie durch dasselbe Institut belohnt, die mit noch einmal 55 500 Euro
bezahlt werden soll?

Zu Frage 68:

Die vom Bund der Vertriebenen beim Institut für Zeitgeschichte als erste Projektphase in Auftrag
gegebene interne Machbarkeitsstudie hatte die Aufgabe, die für die eigentliche Untersuchung
vorzusehende Gruppe von früheren BdV-Funktionären zu identifizieren, den vorhandenen
Kenntnisstand zu diesen Personen zu ermitteln und festzustellen, in welchem Umfang Quellenmaterial
zu diesen Personen für die eigentliche Untersuchung vorlag und ob dieses Quellenmaterial für eine
solche Untersuchung eine ausreichende Grundlage bietet.

Der Autor der Machbarkeitsstudie hat diese Fragen geprüft und festgestellt, dass zu den
ausgewählten 15 Personen ausreichendes Material für eine gründliche Untersuchung vorliegt.

Auch die in der Presse gegebenen Informationen über NS-Belastungen bei bestimmten Personen,
die Gegenstand der Untersuchung sind, sind in dieser Machbarkeitsstudie enthalten.

Bei der Machbarkeitsstudie handelt es sich allerdings um ein internes Arbeitspapier, nicht um ein
zur Veröffentlichung bearbeitetes Manuskript. Sie enthält nicht das Ergebnis des Projektes, sondern
als Ausgangspunkt der Untersuchung einen Kenntnisstand, den zu überprüfen und zu erweitern erst
Aufgabe des eigentlichen Projektes war und ist. Ein beurteilungsfähiges Ergebnis wird erst nach
Abschluss der wissenschaftlichen Bearbeitung des Projektes vorliegen, erst dieses kann dann
seriöserweise beurteilt werden.

Zu Frage 69:

Die Frage geht von der Vermutung aus, dass die Machbarkeitsstudie bereits das Ergebnis des
Projektes enthält. Dies trifft nicht zu. Um zu belastbaren Ergebnissen zu kommen, die die Vorstudie
nicht bieten konnte, waren umfangreiche Archivrecherchen erforderlich, die mit einem Zeit- und
Kostenvolumen von 5 Monaten und 55 500 Euro ausgesprochen günstig durchgeführt werden
konnten. Auch die noch vorgesehene Abschlussförderung von 30 000 Euro für die Auswertung der
recherchierten Materialien und die Erstellung des Projektergebnisses in Form eines
veröffentlichungsreifen Manuskripts ist, gemessen an dem Arbeitsaufwand und an den Kosten
vergleichbarer mehrjähriger Forschungsprojekte, als kostengünstig einzuschätzen.


